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Von Peter Nindler

Innsbruck – Am leistbaren
Wohnen darf sich die schwarz-
grüne Landesregierung im
heurigen Jahr nicht mehr
länger vorbeischwindeln:
Das kommt in der vom Mei-
nungsforschungsinstitut „Re-
search Affairs“ durchgeführ-
ten TT-Umfrage deutlich zum
Ausdruck. Für acht von zehn
Befragten oder 79 Prozent ist
das nämlich der wichtigste
Auftrag an die Politik im Land.
Gegenüber 2018 wurde das
ohnehin bereits auf hohem
Niveau angesiedelte Problem
mit plus zwei Prozentpunkten
nur noch drängender.

W ohnen: Überdurch-
schnittlich ist diese

Forderung bei den Anhängern
der Liste Fritz (92 Prozent), der
SPÖ (86) Prozent) und bei den
Grünen (84 Prozent) ausge-
prägt. Bei der Regierungsklau-
sur nächste Woche möchte
sich die schwarz-grüne Koa-
lition jedenfalls auf ein Maß-
nahmenbündel verständigen.
Das kündigte Landeshaupt-
mann Günther Platter (ÖVP)
zum Jahreswechsel an. Mehr
günstiger Wohnraum soll da-
mit in Tirol geschaffen wer-
den. Das deckt sich gleichsam
mit den Prioritäten auf Bun-
desebene. Für 84 Prozent aller
Österreicher muss laut einer
„Market“-Umfrage im Auftrag
des Standard das ThemaWoh-
nen sehr dringend bzw. drin-
gend erledigt werden.

Doch leistbares Wohnen
birgt in Tirol vor allem Kon-
fliktpotenzial innerhalb der
ÖVP. Wirtschaft und Bauern

bremsen in der Bodenpolitik.
Sie wollen keine zu großen
Eingriffe (in Widmungen) zu-
lassen. Wohnbaulandesrätin
Beate Palfrader (ÖVP) drängt
hingegen mit Unterstützung
von AK-Präsident Erwin Zan-
gerl (VP) auf einschneidende
Regelungen – auch was be-
reits gewidmetes Bauland be-
trifft. Hier geht es etwa um die
Ausweisung von Vorbehalts-
flächen für den geförderten
Wohnbau. Raumordnungsre-
ferent Johannes Tratter (VP)
ist hier viel zurückhaltender,
weshalb es in der ÖVP-Regie-
rungsmannschaft durchaus
Spannungen gibt. Ob die Ge-

meinden beim Kauf von land-
wirtschaftlichen Flächen in
das Interessentenmodell auf-
genommen werden sollen, ist
ebenfalls ein Streitpunkt.

Wie sollte es auch anders
sein, brennt den Tirolern nach
wie vor der Verkehr unter den
Nägeln. Anliegen bleiben zu-
gleich der Ausbau des öffent-
lichen Nahverkehrs oder die
Ausweitung der Kinderbetreu-
ung. Darüber hinaus genießt
der Naturschutz einen hohen
Stellenwert; andere Aufgaben-
stellungen wie der Wunsch
nach mehr Kontrollen im
Grenzbereich, um die illegale
Migration einzudämmen, rü-

cken demgegenüber ein we-
nig in den Hintergrund.

V erkehr: Die politischen
Bestrebungen für eine

Transit-Obergrenze werden
von 52 Prozent der Tiroler un-
terstützt, immerhin 44 Pro-
zent sehen im Ausbau des öf-
fentlichen Nahverkehrs noch
Luft nach oben. Nicht überra-
schend stößt Letzteres natur-
gemäß bei den Grün-Sympa-
thisanten mit 65 Prozent auf
noch größere Zustimmung.

K inderbetreuung und Na-
turschutz: Dahinter folgt

in der Aufgabenliste schon
die Kinderbetreuung (42 Pro-
zent). Um fünf Prozentpunk-
te höher als noch im Vorjahr
wird der Naturschutz (39 Pro-
zent) eingestuft. Grüne, SPÖ
und die Liste Fritz verleihen
diesem Anliegen noch mehr
Nachdruck.

M indestsicherung: Zwei
Drittel der Befragen

sind mit dem Modell der Ti-
roler Mindestsicherung zu-
frieden. Rund ein Drittel oder
34 Prozent würde sich aller-
dings eine Deckelung und
eine stärkere Umstellung auf
Sachleistungen erwarten, wie
das vom Bund vorgeschla-
gen wird. Hier reiht sich rund
die Hälfte der FPÖ-Wähler
(47 Prozent) ein. In der Volks-
partei sind 40 Prozent eben-
falls dieser Ansicht.

S icherheit: Innerhalb der
ÖVP- und FPÖ-Wähler-

schichten haben Sicherheit
und Kontrollen einen über-
durchschnittlichen Stellen-
wert. 71 Prozent der FPÖ-Un-
terstützer sprechen sich für
mehr Grenzkontrollen aus, in
der ÖVP sind es 40 Prozent.
Generell hat sich dieser Wert
jedoch von 43 auf 37 Prozent
verringert – im Gleichschritt
mit den realen Aufgriffszahlen
am Brenner: von 7400 im Jahr
2017 auf 5000 im Vorjahr.

Dass Tirol auf zusätzliche
Polizeistellen drängen muss,
wird ebenfalls von 37 Prozent
der Befragten in der TT-Um-

frage geteilt. Auch diese Forde-
rung erhält mit 63 Prozent von
den FPÖ- und mit 43 Prozent
von den ÖVP-Wählern bedeu-
tend mehr Rückendeckung.

Die Integration von Asyl-
werbern zu verbessern (38
Prozent), der Ausbau der

Wasserkraft (31 Prozent)
oder eine stärkere Förderung
der Elektromobilität (22 Pro-
zent) werden der Tiroler der
Landesregierung desgleichen
im heurigen Jahr als Arbeits-
auftrag von der Bevölkerung
mitgegeben.

Wohnen muss wieder leistbar werden
Der Arbeitsauftrag an die schwarz-grüne Landesregierung für heuer ist ein klarer: Acht von zehn Tirolern wün-
schen sich, dass Wohnen endlich erschwinglich wird. Und mehr als die Hälfte fordert eine Transit-Obergrenze.

Die Wohnbau-Offensive des Landes ist noch eine Baustelle. Doch der
Wunsch nach leistbarem Wohnen wird immer größer. Foto: iStock

Eckdaten. Das Meinungs-
forschungsinstitut „Research
Affairs“ hat im Auftrag der
TT vom 3. bis 17. Dezember
2018 600 Tiroler ab 16
befragt; 360 online, 240
telefonisch. Die Schwan-
kungsbreite der Ergebnisse
beträgt +/-4,2 Prozent.

TT-Umfrage
Eine Transit-Obergrenze für Lkw-Fahrten auf der Brennerachse genießt
große Priorität in der Bevölkerung. Foto: Rudy De Moor

Land. Hat Tirol die Belas-
tungsgrenzen schon über-
schritten? Dass dies in einigen
Teilen des Landes bereits der
Fall ist, darüber sind sich die
Landtagsparteien einig. Dif-
ferenziert sehen es auch die
Tiroler in der TT-Umfrage.

Eine mögliche Beschrän-
kung des Tourismus wird
kontrovers diskutiert. Laut
der Gesellschaft für Ange-
wandte Wirtschaftsforschung
in Innsbruck erzielt der Tiro-
ler Tourismus eine jährliche
Wertschöpfung von zuletzt
6,7 Milliarden Euro. Weil das
Land zu einem Großteil vom
Tourismus lebe, müssten des-
halb für die Hälfte der Befrag-
ten restriktive Maßnahmen in
diesem Bereich sehr gut über-
legt werden. Zwei Drittel (65
Prozent) der 16- bis 30-Jäh-
rigen sind hier überdurch-
schnittlich zurückhaltend.

Zugleich sind insgesamt
zwölf Prozent der Ansicht,
dass Projekte wie Skigebiets-
zusammenschlüsse weiterhin
möglich sein müssten. Der-
zeit wird bekanntlich inten-
siv über die Verbindung zwi-
schen Hochoetz und Kühtai
debattiert. Nur: Es gibt auch

eine nicht unbeträchtliche
Anzahl von Kritikern der Ent-
wicklungen in den vergan-
genen Jahrzehnten. Schon
mehr als jeder dritte Tiroler
(38 Prozent) spricht sich für
einen Ausbaustopp und ei-
ne längere Nachdenkpause
aus. Bei den Sympathisanten

der Grünen (49 Prozent) und
der Liste Fritz (64 Prozent) ist
der Wunsch nach einer Nach-
denkpause noch markanter.

In der ÖVP sind es freilich
auch 35 Prozent, die auf die
Stopptaste für Ausbauvorha-
ben im Tourismus drücken
würden. Am wenigsten An-
klang findet das in der FPÖ (26
Prozent). Auch Beschränkun-
gen werden dort am wenigsten
befürwortet: 59 Prozent.

Mit der Fortschreibung des
Seilbahnprogramms in den
nächsten fünf Jahren hat die
schwarz-grüne Landesregie-
rung zugleich einen breiten
Prozess über raumverträgli-
chen Tourismus gestartet. Für
Landeshauptmann Günther
Platter (VP) braucht es einen
Konsens mit der Bevölkerung,
„denn der Tourismus ist ent-
scheidend für den Wohlstand
unseres Landes“. (pn)

Innsbruck – Aus der wochen-
langen Auseinandersetzung
über die Seilbahngrundsät-
ze hat sich plötzlich eine ge-
nerelle Tourismusdiskussion
entwickelt. Im vergangenen

Tourismusjahr verzeichne-
te Tirol mit 49,4 Millionen
Nächtigungen einen neuen
Rekord, zwölf Millionen Gäs-
te besuchten von November
2017 bis Oktober 2018 das

Zwischen Wohlstandsfaktor und Nachdenkpause
Debatte über Grenzen des Tourismus: 50 Prozent stehen in TT-Umfrage Beschränkung kritisch gegenüber, 38 Prozent für Ausbaustopp.

Der Winter ist das Rückgrat für die Tourismuswirtschaft. Doch in Tirol wird
bereits intensiv über die negativen Auswirkungen diskutiert. Foto: Böhm

Es wird in Tirol über Grenzen im Tourismus diskutiert, da laut Meinung
einiger Parteien die Belastungsgrenzen in Tirol schon überschritten sind.
Was halten Sie davon?

Tirol lebt zu einem Großteil vom
Tourismus. Restriktive Maßnahmen

müssen daher gut überlegt sein.

Es ist ein Ausbaustopp und eine
längere Nachdenkphase in

Erwägung zu ziehen.

Projekte wie Zusammenschlüsse
von Skigebieten müssen weiterhin

möglich sein.
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Welche der folgenden Themen muss die nächste Landesregierung
unbedingt stärker berücksichtigen?

Leistbares Wohnen ermöglichen

Transit-Obergrenze von einer Million
Lkw einführen

Öffentlichen Nahverkehr ausbauen

Kinderbetreuung erweitern

Mehr Naturschutz gewährleisten
und mehr Natura-2000-

Schutzgebiete ausweisen
Integration von Asylwerbern

verbessern
Mehr Kontrollen im Grenzbereich,

um die illegale Migration
einzudämmen

Die Sicherheit generell erhöhen und
auf mehr Polizeistellen drängen
Mindestsicherung deckeln und
noch mehr auf Sachleistungen

umstellen

Wasserkraft ausbauen

Elektromobilität stärker fördern

Nichts davon

Weiß nicht/keine Angabe
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